
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

S A T Z U N G 
 

über die Erhebung von Verwaltungskosten  
für Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis  

der Gemeinde Poing 
 
 

vom 06.04.1988 
in der Fassung der Änderungssatzungen vom 28.02.1997 und 23.04.2012 



 
 
 

Kostensatzung 
 
Die Gemeinde Poing erläßt aufgrund von Art. 22 des Kostengesetzes und Art. 23 der Gemeindeordnung mit 
Genehmigung des Landratsamtes Ebersberg vom 19.02.1988 Nr. 20/930-4/2 folgende Satzung über die Er-
hebung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis: 
 
 

§ 1 
 
Die Gemeinde Poing erhebt für Tätigkeiten im eigenen Wirkungskreis, die sie in Ausübung hoheitlicher Gewalt 
vornimmt (Amtshandlungen), Kosten (Gebühren und Auslagen). 
 
 

§ 2 
 
Die Höhe der Gebühren bemisst sich nach dem Kostenverzeichnis (Kommunales Kostenverzeichnis – 
KommKVZ - und Kostenverzeichnis der Gemeinde Poing – KVZ Poing), die Anlage zu dieser Satzung sind. 
Für Amtshandlungen, die nicht im Kostenverzeichnis enthalten sind, wird eine Gebühr erhoben, die nach im 
Kostenverzeichnis bewerteten vergleichbaren Amtshandlungen zu bemessen ist. Fehlt eine vergleichbare 
Amtshandlung, so wird eine Gebühr von einer bis fünfzigtausend Deutsche Mark erhoben. Unberührt bleiben 
Gebührenregelungen, die schon in anderen Satzungen oder in Verordnungen getroffen sind. 
 
 

§ 3 
 
( 1)  Für Amtshandlungen, bei denen der Verwaltungsaufwand oder die Bedeutung der Angelegenheit maß-
geblich vom Wert des Gegenstandes der Amtshandlung bestimmt wird, können Wertgebühren vorgesehen 
werden. Mehrere Amtshandlungen innerhalb eines Verfahrens können mit einer Gebühr bewertet werden. 
 
( 2)  Wertgebühren sind Gebühren, deren Höhe nach dem Wert des Gegenstandes der Amtshandlung (Ge-
genstandswert) zu berechnen ist. Dieser Wert kann durch einen Geldbetrag oder durch eine andere geeignete 
Bemessungsgrundlage bestimmt werden. Die Höhe der Gebühr kann sich aus einem Prozent- oder Promille-
satz dieses Wertes oder aus einem festen, auf den Wert bezogenen Betrag ergeben. 
 
( 3)  Für Wertgebühren kann die Höchstgrenze nach § 2 Satz 3 dieser Satzung überschritten werden. 
 
 

§ 4 
 
Auf die Erhebung der Kosten kann verzichtet werden, wenn die Festsetzung unbillig wäre. Unbillig kann die 
Festsetzung von Kosten insbesondere sein, wenn dies für den Veranlasser der Amtshandlung aufgrund seiner 
wirtschaftlichen Verhältnisse (z. B. Sozialhilfeempfänger, Arbeitsloser) eine erhebliche Härte darstellen würde. 
 
 

§ 5 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 
01.10.1982 außer Kraft.  



 
 
 



 
 
 



 
 
 



 
 
 



 
 
 

 
 
 
 
 
 

Anlage 2 zur Kostensatzung 
der Gemeinde Poing 

Kostenverzeichnis der Gemeinde Poing  

Tarifgruppe Tarif-Nr. Gegenstand  Gebühr 

     
01  Informationsfreiheitssatzung 

 
  

 011 Auskünfte 
 

  

 0111 - mündliche und einfache schriftliche Auskünfte auch bei Heraus-
gabe von wenigen Abschriften 
 

 gebührenfrei 

 0112 - Erteilung einer schriftlichen Auskunft auch bei Herausgabe von 
Abschriften 
 

 30 – 250 Euro 

 0113 - Erteilung einer schriftlichen Auskunft bei Herausgabe von Ab-
schriften, wenn im Einzelfall ein deutlich höherer Verwaltungs-
aufwand zur Zusammenstellung von Unterlagen entsteht, insbe-
sondere wenn zum Schutz öffentlicher oder privater Belange Da-
ten ausgesondert werden müssen 
 

 60 – 500 Euro 

 012 Herausgabe 
 

  

 0121 - Herausgabe von Abschriften 
 

 15 – 125 Euro 

 0122 - Herausgabe von Abschriften, wenn im Einzelfall ein deutlich 
höherer Verwaltungsaufwand zur Zusammenstellung von Unter-
lagen entsteht, insbesondere wenn zum Schutz öffentlicher oder 
privater Belange Daten ausgesondert werden müssen 
 

 30 – 500 Euro 

 013 Einsichtnahme bei der Behörde einschließlich der erforderlichen 
Vorbereitungsmaßnahmen auch bei Herausgabe von wenigen Ab-
schriften 
 

 15 – 500 Euro 

 


